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A M T L I C H E R  T E I L

Der Planungsverband „Industriege-
biet Goldene Aue“ Windehausen 
hat aufgrund des § 20 (2) ThürKGG 
(Thüringer Gesetz über die kom-
munale Gemeinschaftsarbeit) so-
wie des § 25 (1) BauGB (Bauge-
setzbuch) in seiner Sitzung am 16. 
Dezember 2008 folgende Vorkaufs-
satzung beschlossen:
§ 1 Satzungsgebiet
Diese Satzung gilt für das Gebiet 
des rechtsverbindlichen Bebau-
ungsplanes Nr. 1 „Industriegebiet 
Goldene Aue“ des Planungsverban-
des „Industriegebiet Goldene Aue“ 
Windehausen. Ein Übersichtslage-
plan ist Bestandteil dieser Satzung.
§ 2 Vorkaufsrecht
1) Im Satzungsgebiet steht dem 
Planungsverband ein Vorkaufsrecht 
an unbebauten Grundstücken zu.
2) Die Eigentümer/innen der unter 
das Vorkaufsrecht nach dieser Sat-
zung fallenden Grundstücke sind 
verpflichtet, dem Planungsverband 
den Abschluss eines Kaufvertrages 
über ihr Grundstück unverzüglich 
anzuzeigen.
§ 3 In-Kraft-Treten
Die Satzung tritt am Tag nach der 
Bekanntmachung in Kraft.

Heringen, den 16.12.2008
W. Heim, Verbandsvorsitzender

Hinweisbekanntmachung der Stadt Nordhausen:
Vorkaufssatzung des Planungsverbandes „Industriegebiet Goldene Aue“ Windehausen

Ausfertigungsvermerk

Die Übereinstimmung des Sat-
zungstextes mit dem Willen des Pla-
nungsverbandes „Industriegebiet 
Goldene Aue“ Windehausen sowie 
die Einhaltung des gesetzlich vor-
geschriebenen Satzungsverfahrens 
werden bekundet.

Beschluss- und 
Genehmigungsverfahren

Mit Beschluss Nr. 13/2008 vom 16. 
Dezember 2008 hat der Planungs-
verband „Industriegebiet Goldene 
Aue“ Windehausen die Vorkaufssat-
zung beschlossen. Die Kommunal-
aufsicht des Landratsamtes Nord-
hausen hat mit Schreiben vom 
23.02.2009 den Eingang der Sat-
zung bestätigt und der öffentlichen 
Bekanntmachung zugestimmt.

Heringen, den 08.06.2009
W. Heim, Verbandsvorsitzender

Die Vorkaufssatzung des Pla-
nungsverbandes „Industriegebiet 
Goldene Aue“ Windehausen wur-
de im Amtsblatt des Landkreises 
Nordhausen am Harz Nr. 16/2009 
am 24.06.2009 veröffentlicht.

gemäß § 50 Abs. 1 Baugesetzbuch 
(BauGB) in der Fassung vom 23. 
September 2004 (BGBl. I S. 2414), 
zuletzt geändert am 01. Oktober 
2008 (BGBl. I S. 3316).

I Umlegungsbeschluss

Gemäß § 47 BauGB in Verbindung 
mit § 1 Abs. 1 der Thüringer Umle-
gungsausschussverordnung (Thü-
rUaVO) vom 22. März 2005 (GVBl. 
S. 155) wird für das Baugebiet des 
Bebauungsplans Nr. 01 „Industrie-
gebiet Goldene Aue“ Windehau-
sen die Umlegung eingeleitet. Das 
Umlegungsverfahren erhält die Be-
zeichnung

Industriegebiet Goldene Aue.

Das Umlegungsgebiet wird wie folgt 
begrenzt:

Das Umlegungsgebiet wird be-
grenzt im Westen durch den Leim-
bach, im Süden durch die Land-
straße L3080, im Westen durch die 
Landstraße L2076 und im Norden 
durch die Alte Leipziger Straße.

In das Umlegungsverfahren sind fol-
gende Flurstücke einbezogen:

Gemarkung: Bielen
Grundbuchbezirk: Bielen
Flur: 02 
Flurstücke: 4/1, 8/1, 9/1, 11/1, 15/1, 
16/1, 17/1, 17/2, 27/1, 27/2, 28/1, 

29/1, 29/2, 314/5, 315/6, 317/8, 
320/9, 323/9, 327/12, 328/13, 
343/20, 344/20, 345/20, 346/21, 
347/21, 348/21, 499/3, 525/14, 
526/14, 527/14, 557/17, 558/17, 
600/10, 614/19, 615/19, 632/7, 
633/7, 644/18, 645/18, 646/18, 
647/18, 648/18, 651/8, 663/18,  
664/18, 665/3, 666/3, 667/22, 
668/23, 676/26, 677/26, 678/26, 
694/24, 695/19 (54 Flurstücke)

Gemarkung: Windehausen
Grundbuchbezirk: Windehausen
Flur: 01
Flurstücke: 2, 3, 5/1, 6, 8/1, 9, 11/2, 
11/3, 12, 13, 16/2, 16/4, 16/6, 17/4, 
17/7, 17/10, 18/1, 18/3, 18/6, 21/3, 
21/6, 21/9, 22/2, 23/4, 23/6, 23/8, 
24, 25/3, 28/3, 28/5, 28/7, 28/9, 
30/2, 31, 32, 33, 34, 35, 37/1, 37/2, 
37/3, 113/4, 127/2, 133/5, 146/1, 
149/38, 168/36, 171/37, 179/38, 
193/1, 194/1, 195/4, 196/4, 197/15, 
198/15, 199/15, 200/15, 201/14, 
202/14, 207/1, 208/1, 209/16, 
210/16, 215/38, 216/38, 217/38, 
218/38, 219/38, 220/38 (69 Flurstü-
cke)

Gemarkung: Windehausen
Grundbuchbezirk: Windehausen
Flur: 04
Flurstücke: 1/1, 3/1, 4, 6, 12, 15/1, 
16/1, 16/2, 17, 18, 19, 21/1, 25, 26/1, 
29/2, 108/2, 122/20, 123/21, 128/5, 
129/5, 130/11, 131/11, 132/11, 
133/11, 134/11, 145/13, 146/13, 
147/13, 148/13, 157/1, 180/22, 

181/24, 182/28, 183/28, 188/10, 
189/10, 190/10, 203/1, 212/9 (39 
Flurstücke)

In das Umlegungsverfahren sind fol-
gende Flurstücke teilweise einbe-
zogen:

Gemarkung: Bielen
Grundbuchbezirk: Bielen
Flur: 02 
Flurstück: 1/4

Gemarkung: Windehausen
Grundbuchbezirk: Windehausen
Flur: 01
Flurstück: 129/3

Die Karte ist Bestandteil des Umle-
gungsbeschlusses. Sie liegt zur An-
sicht im Neuen Rathaus, Zimmer 
211, Markt 15 in Nordhausen aus.

Die Stadt Nordhausen überträgt 
dem Umlegungsausschuss nach § 
46 Abs. 5 BauGB für sämtliche dem 
Umlegungsverfahren unterworfe-
nen Grundstücke die Befugnis zur 
Ausübung des gemeindlichen Vor-
kaufsrechts gemäß § 24 Abs. 1 Satz 
1 Nr. 2 BauGB. Die Übertragung 
gilt von der Bekanntmachung des 
Umlegungsbeschlusses nach § 50 
BauGB bis zur Bekanntmachung 
der Unanfechtbarkeit des Umle-
gungsplans nach § 71 BauGB.

II Beteiligte im Umlegungsverfah-
ren und Aufforderung zur Anmel-
dung von Rechten

Nach § 48 BauGB sind im Umle-
gungsverfahren Beteiligte:

1. die Eigentümer der im Umle-
gungsgebiet gelegenen Grundstü-
cke,

2. die Inhaber eines im Grund-
buch eingetragenen oder durch 
Eintragung gesicherten Rechts an 
einem im Umlegungsgebiet gelege-
nen Grundstück oder an einem das 
Grundstück belastenden Recht,

3. die Inhaber eines nicht im Grund-
buch eingetragenen
- Rechts an dem Grundstück oder 
an einem das Grundstück belasten-
den Recht,
- Anspruchs mit dem Recht auf 
Befriedigung aus dem Grundstück,
- persönlichen Rechts, das zum 
Erwerb, Besitz oder zur Nutzung des 
Grundstücks berechtigt oder den 
Verpflichteten in der Nutzung des 
Grundstücks beschränkt, 

4. die Stadt Nordhausen sowie

5. die Erschließungsträger.

Die unter 3. bezeichneten Personen 
werden zu dem Zeitpunkt Beteiligte, 
in dem die Anmeldung ihres Rechts 
dem Umlegungsausschuss zugeht.

Die Anmeldung kann bis zur Be-
schlussfassung über den Umle-
gungsplan (§ 66 Abs. 1 BauGB) er-
folgen.

Bestehen Zweifel an einem ange-
meldeten Recht, so wird der Um-
legungsausschuss dem Anmel-
denden unverzüglich eine Frist zur 
Glaubhaftmachung seines Rechts 
setzen. Nach Ablauf der Frist ist er 
bis zur Glaubhaftmachung seines 
Rechts nicht mehr zu beteiligen (§ 
48 Abs. 3 BauGB).

Rechte, die aus dem Grundbuch 
nicht ersichtlich sind, aber zur Betei-
ligung am Umlegungsverfahren be-
rechtigen, sind binnen eines Monats 
nach der Bekanntmachung des Um-
legungsbeschlusses bei dem Umle-
gungsausschuss anzumelden.

Zur Durchführung des Umlegungs-
verfahrens ist es erforderlich, dass 
eventuelle Erben, die nicht im 
Grundbuch eingetragen sind, ihre 
Eigentumsrechte durch Vorlage des 
Erbscheins oder des Testaments 
geltend machen und die Berichti-
gung des Grundbuchs beantragen. 
Beteiligte, die durch Erbfolge das Ei-
gentum an Grundstücken erlangt 
haben, können binnen zwei Jahren 
nach Eintritt des Erbfalls eine ge-
bührenfreie Grundbuchberichtigung 
beantragen.

Werden Rechte erst nach Ablauf ei-

Bekanntmachung des Umlegungsbeschlusses des Umlegungsausschusses der Stadt Nordhausen
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nes Monats angemeldet oder nach 
Ablauf der durch den Umlegungs-
ausschuss gesetzten Frist glaub-
haft gemacht, so muss der Berech-
tigte die bisherigen Verhandlungen 
und Festsetzungen gegen sich gel-
ten lassen, wenn der Umlegungs-
ausschuss dies bestimmt.

Der Inhaber eines im Grundbuch 
nicht ersichtlichen Rechts, das zur 
Beteiligung am Umlegungsverfahren 
berechtigt, muss die Wirkung eines 
vor der Anmeldung eingetretenen 
Fristablaufs ebenso gegen sich gel-
ten lassen, wie der Beteiligte, dem 
gegenüber die Frist durch diese Be-
kanntmachung zuerst in Lauf ge-
setzt worden ist.

Wechselt die Person eines Betei-
ligten während des Umlegungsver-
fahrens, so tritt sein Rechtsnachfol-
ger in das Verfahren in dem Zustand 
ein, in dem es sich im Zeitpunkt des 
Übergangs des Rechts befindet (§ 
49 BauGB).

III Verfügungs- und 
Veränderungssperre

Nach § 51 BauGB dürfen von der 
Bekanntmachung des Umlegungs-
beschlusses bis zur Bekanntma-
chung der Unanfechtbarkeit des 
Umlegungsplans (§ 71 BauGB) im 
Umlegungsgebiet nur mit schrift-
licher Genehmigung des Umle-
gungsausschusses

1. ein Grundstück geteilt oder Ver-
fügungen über ein Grundstück und 
über Rechte an einem Grundstück 
getroffen oder Vereinbarungen ab-
geschlossen werden, durch die ei-
nem anderen ein Recht zum Erwerb, 
zur Nutzung oder Bebauung eines 
Grundstücks oder Grundstücksteils 
eingeräumt wird,

2. Baulasten neu begründet, geän-
dert oder aufgehoben werden,

3. erhebliche Veränderungen der 
Erdoberfläche oder wesentlich Wert-
steigernde sonstige Veränderun-
gen der Grundstücke vorgenommen 
werden,

4. nicht genehmigungs-, zustim-
mungs- oder anzeigepflichtige, aber 
Wertsteigernde bauliche Anlagen er-
richtet oder Wertsteigernde Ände-
rungen solcher Anlagen vorgenom-
men werden und

5. genehmigungs-, zustimmungs- 
oder anzeigepflichtige bauliche An-
lagen errichtet oder geändert wer-
den.

Vorhaben, die vor dem In-Kraft-Tre-
ten der Veränderungssperre bau-
rechtlich genehmigt worden sind, 
Vorhaben, von denen die Gemeinde 
nach Maßgabe des Bauordnungs-
rechts Kenntnis erlangt hat und mit 
deren Ausführung vor dem In-Kraft-
Treten der Veränderungssperre hät-
te begonnen werden dürfen, so-
wie Unterhaltungsarbeiten und die 
Fortführung einer bisher ausgeüb-
ten Nutzung werden von der Ver-
fügungs- und Veränderungssperre 
nicht berührt.

IV Vorbereitung der 
Entscheidungen

Die Dienststelle des „Öffentlich be-
stellter Vermessungsingenieur Dipl.-
Ing. Norbert Scheer, August-Bebel-
Straße 8, 98693 Ilmenau“ nimmt die 
Aufgabe nach § 6 ThürUaVO wahr.

V Vorbereitende Maßnahmen

Den Beauftragten der zuständigen 
Behörde ist gemäß § 209 BauGB 

zur Vorbereitung der von ihnen nach 
diesem Gesetzbuch zu treffenden 
Maßnahmen das Recht eingeräumt, 
alle dem Verfahren unterworfenen 
Grundstücke zu betreten, um Ver-
messungen, Abmarkungen, Bewer-
tungen und ähnliche Arbeiten aus-
zuführen. Beginn und Umfang der 
vorbereitenden Maßnahmen werden 
rechtzeitig bekannt gegeben.

VI Auslegung von Bestandskarte 
und Bestandsverzeichnis

Das Bestandsverzeichnis und die 
Bestandskarte, in denen der Nach-
weis des Grundbuchs und Lie-gen-

schaftskatasters für alle Grund-
stücke des Umlegungsgebiets 
aufgeführt sind, wird später bei der 
Stadtverwaltung Nordhausen offen 
gelegt. Der Offenlegungstermin wird 
öffentlich bekannt gegeben.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen den Umlegungsbeschluss 
kann innerhalb eines Monats nach 
der Bekanntgabe Widerspruch erho-
ben werden. Der Widerspruch ist bei 
der Dienststelle des „Öffentlich be-
stellter Vermessungsingenieur Dipl.-
Ing. Norbert Scheer, August-Bebel-

Straße 8, 98693 Ilmenau“ als Stelle 
nach § 6 Thüringer Umlegungsaus-
schussverordnung (ThürUaVO) vom 
22. März 2005 der Stadt Nordhau-
sen schriftlich oder zur Niederschrift 
zu erheben.

Ilmenau, 18.06.2009

Der Vorsitzende des 
Umlegungsausschusses

gez.  Scheer
Dipl.-Ing. Norbert Scheer
Öffentlich bestellter 
Vermessungsingenieur
Siegel

Aufgrund des § 19 Abs. 1 Satz 1 der 
Thüringer Kommunalordnung (Thür-
KO) vom 16. August 1993 (GVBl. 
S. 501) zuletzt geändert durch Art. 
5 ThürHHBegleitG 2006/2007 vom 
23.12.2005 (GVBl. S. 446) und des § 
132 des Baugesetzbuches (BauGB) 
in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 23. September 2004 
(BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert 
durch Art. 1 Gesetz zur Erleichte-
rung von Planungsvorhaben für die 
Innenentwicklung der Städte vom 
21.12.2006 (BGBl. I S. 3316), hat die 
Verbandsversammlung in ihrer Sit-
zung am 16. Dezember 2008 folgen-
de Satzung beschlossen:

§ 1 Erhebung von 
Erschließungsbeiträgen 
Der Planungsverband „Industriege-
biet Goldene Aue“ Windehausen er-
hebt Erschließungsbeiträge nach 
den Vorschriften des Baugesetzbu-
ches (§§ 127 ff.) sowie nach Maßga-
be dieser Satzung.

§ 2 Art und Umfang der 
Erschließungsanlagen 
(1) Beitragsfähig ist der 
Erschließungsaufwand
1.   für die zum Anbau bestimm-
ten öffentlichen Straßen und Wege 
bis zu einer Straßenbreite (Fahrbahn 

Hinweisbekanntmachung der Stadt Nordhausen:

einschließlich der Gehwege, Rad-
wege, Standspuren, Schutz- und 
Randstreifen) von:
a)   Wochenendhausgebieten, Cam-
pingplatzgebieten 7,0 m;
b)   Kleinsiedlungsgebieten 10,0 m;
bei nur einseitiger Anbaubarkeit
8,5 m;
c) Dorfgebieten, reinen Wohnge-
bieten, allg. Wohngebieten, beson-
deren Wohngebieten, Mischgebie-
ten, Ferienhausgebieten
aa) mit einer Geschoßflächenzahl 
bis 0,8 14,0 m;
bei nur einseitiger Anbaubarkeit
10,5 m;
bb) mit einer Geschoßflächenzahl 
über 0,8 bis 1,0 18,0 m;
bei nur einseitiger Anbaubarkeit
12,5 m;
cc) mit einer Geschoßflächenzahl 
über 1,0 bis 1,6 20,0 m;
dd) mit einer Geschoßflächenzahl 
über 1,6
c) Kerngebieten, Gewerbegebieten 
und sonstigen 23,0 m;
Sondergebieten i.S.d. § 11 der Bau-
nutzungsverordnung
aa) mit einer Geschoßflächenzahl 
bis 1,0 20,0 m;
bb) mit einer Geschoßflächenzahl 
über 1,0 bis 1,6 23,0 m;
cc) mit einer Geschoßflächenzahl 
über 1,6 bis 2,0 25,0 m;

dd) mit einer Geschoßflächenzahl 
über 2,0 27,0 m;
c) Industriegebieten
aa) mit einer Baumassenzahl bis 3,0
23,0 m;
bb) mit einer Baumassenzahl über 
3,0 bis 6,0 25,0 m;
cc) mit einer Baumassenzahl über 
6,0 27,0 m;
2. für die öffentlichen, aus recht-
lichen oder tatsächlichen Gründen 
mit Kraftfahrzeugen nicht befahrba-
ren Verkehrsanlagen innerhalb der 
Baugebiete (z.B. Fußwege, Wohn-
wege) mit einer Breite bis zu 5,0 m
3. für die nicht zum Anbau be-
stimmten Sammelstraßen (§ 127 
Abs. 2 Nr. 3 BauGB) mit einer Breite 
bis zu 27,0 m
4. für Parkflächen,
a) die Bestandteile der Verkehrsan-
lagen i.S.d.Nrn. 1 und 3 sind, bis zu 
einer zusätzlichen Breite von 5,0 m
b) die nicht Bestandteil der Ver-
kehrsanlagen gemäß Nrn. 1 und 3, 
aber nach städtebaulichen Grund-
sätzen innerhalb der Baugebiete 
zu deren Erschließung notwendig 
sind (selbständige Parkflächen), bis 
zu 15 v.H. der Fläche des Abrech-
nungsgebietes; § 5 Abs. 1 und 2 fin-
det Anwendung.
5. für Grünanlagen mit Ausnahme 
von Kinderspielplätzen,

a) die Bestandteil der Verkehrsan-
lagen i.S.d.Nrn. 1 bis 4 sind, bis zu 
einer zusätzlichen Breite von 4,0 m
b) die nicht Bestandteil von Ver-
kehrsanlagen, aber nach städtebau-
lichen Grundsätzen innerhalb der 
Baugebiete zu deren Erschließung 
notwendig sind (selbständige Grün-
anlagen), bis zu 15 v.H. der Flächen 
der erschlossenen Grundstücke; § 5 
Abs. 1 und 2 findet Anwendung
6. für Anlagen zum Schutz von 
Baugebieten gegen schädliche Um-
welteinwirkungen i.S.d. Bundesim-
missionsschutzgesetzes (§ 127 Abs. 
2 Nr. 5 BauGB).

(2) Endet eine Verkehrsanlage mit 
einem Wendeplatz, so vergrößern 
sich die in Abs. 1 Nrn. 1 und 3 ange-
gebenen Maße um die Hälfte, min-
destens aber um 8,0 m. 

(3) Erschließt eine Verkehrsanla-
ge Grundstücke in Baugebieten un-
terschiedlicher Art, so gilt die größte 
der in Abs. 1 angegebenen Breiten.

(4) Die Art des Baugebiets ergibt 
sich aus den Festsetzungen des Be-
bauungsplanes. Soweit ein Bebau-
ungsplan nicht besteht oder die Art 
des Baugebiets nicht festlegt, richtet 
sich die Gebietsart nach der auf den 

Grundstücken in der näheren Um-
gebung überwiegend vorhandenen 
Nutzung. 

(5) Die in Abs. 1 Nrn. 1 bis 3 ge-
nannten Breiten sind Durchschnitts-
breiten.  

(6) Der Erschließungsaufwand um-
fasst insbesondere die Kosten für
1. die Freilegung der Flächen für 
die Erschließungsanlagen
2. die erstmalige Herstellung der 
Erschließungsanlagen einschließlich 
der Einrichtungen für ihre Entwässe-
rung und Beleuchtung
3. die Übernahme von Anlagen 
als Erschließungsanlagen des Pla-
nungsverbandes „Industriegebiet 
Goldene Aue“ Windehausen.
Der Erschließungsaufwand umfasst 
auch die Kosten für in der Baulast 
des Planungsverbandes „Industrie-
gebiet Goldene Aue“ Windehausen 
stehenden Teile der Ortsdurchfahrt 
einer Bundes-, Landes- oder Kreis-
straße, bei der Fahrbahn beschränkt 
auf die Teile, die über die Breite der 
anschließenden freien Strecken hin-
ausgehen. 

§ 3 Ermittlung des beitragsfähigen 
Erschließungsaufwandes

Satzung des Planungsverbandes „Industriegebiet Goldene Aue“ Windehausen über die Erhebung 
von Beiträgen für die erstmalige Herstellung von Erschließungsanlagen (Erschließungsbeitragssatzung)
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Der beitragsfähige Erschließungs-
aufwand wird nach den tatsächli-
chen Kosten für jede einzelne Er-
schließungsanlage ermittelt. Der 
Planungsverband „Industriegebiet 
Goldene Aue“ Windehausen kann 
abweichend von Satz 1 entweder 
den beitragsfähigen Erschließungs-
aufwand für bestimmte Abschnit-
te einer Erschließungsanlage be-
rechnen (Abschnittsbildung) oder 
den Aufwand für mehrere Anlagen, 
die für die Erschließung der Grund-
stücke eine Einheit bilden (Erschlie-
ßungseinheit), insgesamt ermitteln. 
Über die Bildung eines Abschnitts 
oder einer Erschließungseinheit ent-
scheidet die Verbandsversammlung 
im Einzelfall durch Beschluss.

§ 4 Anteil des Planungsverbandes 
„Industriegebiet Goldene Aue“ am 
beitragsfähigen Erschließungsauf-
wand 

Der Planungsverband „Industriege-
biet Goldene Aue“ Windehausen 
trägt 10 v.H. des beitragsfähigen Er-
schließungsaufwandes.

§ 5 Abrechnungsgebiet, Ermitt-

(1) Die von einer Erschließungs-
anlage erschlossenen Grundstü-
cke bilden das Abrechnungsgebiet. 
Wird der Erschließungsaufwand für 
den Abschnitt einer Erschließungs-
anlage oder zusammengefasst für 
mehrere Erschließungsanlagen, die 
eine Erschließungseinheit bilden, er-
mittelt und abgerechnet, so bilden 
die von dem Abschnitt bzw. von den 
Erschließungsanlagen der Erschlie-
ßungseinheit erschlossenen Grund-
stücke das Abrechnungsgebiet.

(2) Als Grundstücksfläche gilt im 
Bereich eines Bebauungsplanes die 
Fläche, die der Ermittlung der zuläs-
sigen Nutzung zugrunde zulegen ist.

§ 6 Verteilung des umlagefähigen 
Erschließungsaufwands

(1) Der nach Abzug des Anteils des 
Planungsverbandes „Industriege-
biet Goldene Aue“ Windehausen (§ 
4) anderweitig nicht gedeckte Er-
schließungsaufwand (umlagefähiger 
Erschließungsaufwand) wird auf die 
Grundstücke des Abrechnungsge-
bietes (§ 5) in dem Verhältnis verteilt, 
in dem die zulässigen Geschossflä-
chen der einzelnen Grundstücke zu-
einander stehen. 

(2) Die zulässige Geschossfläche 
eines Grundstücks wird nach Maß-
gabe der Bestimmungen der   §§ 7 
bis 10 unter Berücksichtigung der 
Nutzungsart (§ 11) ermittelt. Für 
mehrfach erschlossene Grundstü-
cke gilt darüber hinaus die Rege-
lung des § 12. Bei der Ermittlung der 
Geschossfläche werden Bruchzah-
len bis einschließlich 0,5 auf die vo-
rausgehende volle Zahl abgerundet 
und solche für 0,5 auf die nächstfol-
gende volle Zahl aufgerundet.

§7 Ermittlung der zulässigen Ge-

für die ein Bebauungsplan die 
-

(1) Als zulässige Geschossfläche 
gilt die mit der im Bebauungsplan 
festgesetzten Geschossflächenzahl 
vervielfachte Grundstücksfläche. 

(2) Setzt der Bebauungsplan die 

Größe der Geschossfläche fest, gilt 
diese als zulässige Geschossfläche.

(3) Ist im Einzelfall eine größere als 
die nach Abs. 1 oder 2 zulässige 
Geschossfläche genehmigt, so ist 
diese zugrunde zulegen. 

(4) Bei Bauwerken mit Geschos-
sen von mehr als 3,5 m gilt als Ge-
schossfläche die Baumasse des 
Bauwerks geteilt durch 3,5, mindes-
tens jedoch die nach Abs. 1 bis 3 
ermittelte Geschossfläche.  

§ 8 Ermittlung der zulässigen Ge-

für die ein Bebauungsplan eine 
Baumassenzahl festsetzt

(1) Weist ein Bebauungsplan statt 
einer Geschossflächenzahl oder 
der Größe der Geschossfläche für 
ein Grundstück eine Baumassen-
zahl aus, so ergibt sich die auf die 
Grundstücksfläche anzuwendende 
Geschossflächenzahl aus der Tei-
lung der Baumassenzahl durch 3,5. 

(2) Ist eine größere als die nach 
Abs. 1 bei Anwendung der Baumas-
senzahl zulässige Baumasse ge-
nehmigt, so ergibt sich die zulässige 
Geschossfläche aus der Teilung die-
ser Baumasse durch 3,5.

§ 9 Sonderregelungen für Grund-
stücke in beplanten Gebieten

(1) Bei Grundstücken, auf de-
nen nur Garagen oder Stellplät-
ze hergestellt werden können, wird 
die Grundstücksfläche mit der Ge-
schossflächenzahl 0,5 vervielfacht. 
Ist nach den Festsetzungen eines 
Bebauungsplanes mehr als ein Ga-
ragengeschoß zulässig oder im Ein-
zelfall genehmigt, so erhöht sich die 
Geschossflächenzahl für jedes wei-
tere Garagengeschoß um 0,3. Als 
Geschosse gelten neben Vollge-
schossen i.S.d. BauNVO auch Un-
tergeschosse in Garagen- und Par-
kierungsbauwerken. Die §§ 7 und 8 
finden keine Anwendung.  

(2) Für Gemeinbedarfs- oder Grün-
flächengrundstücke in beplanten 
Gebieten, deren Grundstücksflä-
chen aufgrund ihrer Zweckbestim-
mung nicht oder nur zu einem un-
tergeordneten Teil mit Gebäuden 
überdeckt werden sollen bzw. über-
deckt sind (z.B. Friedhöfe, Sport-
plätze, Freibäder, Kleingartengelän-
de), gilt eine Geschoßfläche von 0,3. 
Die §§ 7 und 8 finden keine Anwen-
dung. 

§ 10 Ermittlung des Nutzungsma-
ßes bei Grundstücken, für die kei-
ne Planfestsetzungen i. S. d. §§ 7 
bis 9 bestehen

(1)    In unbeplanten Gebieten und 
bei Grundstücken, für die ein Be-
bauungsplan keine  den §§ 7 bis 
9 entsprechenden Festsetzungen 
enthält, beträgt die auf die Grund-
stücksfläche anzuwendende Ge-
schossflächenzahl 
(Tabelle 1)

(2) Die Art des Baugebiets ergibt 
sich aus den Festsetzungen des Be-
bauungsplanes. Soweit ein Bebau-
ungsplan nicht besteht oder die Art 
des Baugebiets nicht festlegt, richtet 
sich die Gebietsart nach der auf den 
Grundstücken in der näheren Um-
gebung überwiegend vorhandenen 
Nutzung. Lassen sich Grundstücke 
nach der Eigenart ihrer näheren Um-

gebung keinem der genannten Bau-
gebiete zuordnen, so werden die für 
Mischgebiete geltenden Geschoß-
flächenzahlen zugrunde gelegt.  

(3) Der Berechnung der höchstzu-
lässigen Geschossflächenzahl wird 
als zulässige Zahl der Vollgeschos-
se
1. die in einem Bebauungsplan 
festgesetzte höchstzulässige Zahl 
der Vollgeschosse,
2. soweit keine Geschosszahl fest-
gesetzt ist,
a) bei bebauten Grundstücken die 
Zahl der tatsächlichen   
vorhandenen,
b) bei unbebauten, aber bebauba-
ren Grundstücken die Zahl der auf 
den Grundstücken der näheren Um-
gebung überwiegend vorhandenen 
Geschosse zugrunde gelegt.
Als Geschosse gelten Vollgeschos-
se i. S. d. Baunutzungsverordnung 
(BauNVO).
(4) Bei Grundstücken mit Gebäu-
den ohne ein Vollgeschoß gilt als 
Geschossfläche die   tatsächlich 
vorhandene Baumasse geteilt durch 
3,5. 

(5) Abweichend von den vorstehen-
den Bestimmungen finden die Re-
gelungen des § 9 für die Grundstü-
cke entsprechende Anwendung,
1. auf denen nur Stellplätze oder 
Garagen nach § 9 Abs. 1 hergestellt 
werden können,
2. die als Gemeinbedarfs- oder 
Grünflächengrundstücke nach § 9 
Abs. 2 entsprechend tatsächlich 
baulich genutzt sind. 

(6) Ist in Fällen des Abs. 3 Satz 1 
Nummer 1 im Einzelfall eine höhere 
Geschosszahl genehmigt, so ist die-
se zugrunde zu legen. 

(7) Überschreiten Geschosse nach 
Abs. 3 und 6 die Höhe von 3,5 m, so 
gilt als Geschossfläche die Baumas-
se des Bauwerks geteilt durch 3,5, 
mindestens jedoch die 
nach Abs. 3 und 6 ermittelte Ge-
schossfläche.  

§ 11 Artzuschlag

(1) Zur Berücksichtigung der unter-
schiedlichen Nutzungsart sind die 
für Grundstücke in den durch Be-
bauungsplan festgesetzten Kern-, 

Gewerbe- und Industriegebieten so-
wie nach der Art der Nutzung ver-
gleichbaren Sondergebieten (z.B. 
Messegebiete, Ausstellungsgebie-
te, Gebiete für Einkaufszentren bzw. 
großflächige Handelsbetriebe) ermit-
telten Geschossflächen um 25 v.H. 
zu erhöhen. Dies gilt entsprechend 
für die überwiegend industriell, ge-
werblich oder in ähnlicher Weise 
(z.B. mit Büro-, Verwaltungs-, Post-
, Bahn-, Krankenhaus- oder Schul-
bauten) genutzte Grundstücke in 
sonstigen Baugebieten. 

(2) Absatz 1 gilt nicht bei der Ab-
rechnung selbständiger Grünanla-
gen (§ 2 Abs. 1 Nr. 5 b). 

§ 12 Mehrfach erschlossene 
Grundstücke

(1) Für die Grundstücke, die durch 
jeweils mehrere gleichartige, voll in 
der Baulast des Planungsverban-
des „Industriegebiet Goldene Aue“ 
Windehausen stehende Erschlie-
ßungsanlagen erschlossen werden 
(z.B. Eckgrundstücke, Grundstü-
cke zwischen zwei Erschließungs-
anlagen), wird die nach den §§ 6 bis 
11 ermittelte Geschossfläche bei ei-
ner Erschließung durch zwei Er-
schließungsanlagen jeweils zur Hälf-
te, durch drei Erschließungsanlagen 
jeweils zu einem Drittel, durch vier 
und mehr Erschließungsanlagen 
mit dem entsprechend ermittelten 
Bruchteil zugrunde gelegt.

(2) Die Regelung des Abs. 1 gilt 
nicht in Kerngebieten, Gewerbege-
bieten und Industriegebieten sowie 
für überwiegend gewerblich, indust-
riell oder in ähnlicher Weise genutz-
te Grundstücke in sonstigen Bauge-
bieten.  

§ 13 Kostenspaltung

Der Erschließungsbeitrag kann für 
1. den Grunderwerb, 
2. die Freilegung, 
3. die Fahrbahn, 
4. die Radwege,
5. die Gehwege, 
6. die unselbständigen 

Parkflächen, 
7. die unselbständigen 

Grünanlagen, 
8. die Beleuchtungseinrichtungen, 
9. die Entwässerungsanlagen 

gesondert erhoben und in beliebiger 
Reihenfolge umgelegt werden, so-
bald die Maßnahme, deren Aufwand 
durch Teilbeträge gedeckt wer-
den soll, abgeschlossen worden ist. 
Über die Anwendung der Kosten-
spaltung entscheidet die Verbands-
versammlung im Einzelfall.

§ 14 Merkmale der endgültigen 
Herstellung der Erschließungs-
anlagen

(1) Straßen, Wege und Plätze, mit 
Kraftfahrzeugen nicht befahrbare 
Verkehrsanlagen, Sammelstraßen 
und selbständige Parkflächen sind 
endgültig hergestellt, wenn sie
a) eine Befestigung aus tragfähi-
gem Unterbau mit einer Decke aus 
Asphalt, Beton, Platten, Pflaster oder 
einem ähnlichen Material neuzeitli-
cher Bauweise aufweisen,
b) entwässert werden,
c) beleuchtet werden.

Sind im Bebauungsplan oder 
im Ausbauplan Teile der Erschlie-
ßungsanlage als Gehweg, Radweg, 
Parkfläche oder Grünanlage vorge-
sehen, so sind diese endgültig her-
gestellt, wenn sie eine Abgrenzung 
zur Fahrbahn und ggf. gegeneinan-
der haben und 
a)   Gehwege, Radwege und Park-
flächen entsprechend Satz 1 Nr. 1 
ausgebaut sind,
b)  Grünanlagen gärtnerisch gestal-
tet sind.

(2) Selbständige Grünanlagen sind 
endgültig hergestellt, wenn sie gärt-
nerisch gestaltet sind. 

§ 15 Immissionsschutzanlagen

Bei Anlagen zum Schutz von Bau-
gebieten gegen schädliche Umwelt-
einwirkungen i.S.d. Bundesimmis-
sionsschutzgesetzes werden Art, 
Umfang und Merkmale der endgülti-
gen Herstellung sowie die Verteilung 
des beitragsfähigen Erschließungs-
aufwandes durch Satzung im Ein-
zelfall abweichend oder ergänzend 
festgelegt.

§ 16 Vorausleistungen

Der Planungsverband „Industriege-
biet Goldene Aue“ Windehausen 
kann für Grundstücke, für die eine 
Beitragspflicht noch nicht oder noch 

1.   in Kleinsiedlungsgebieten 1 0,3
  2 0,4

2.   in reinen Wohngebieten, 1 0,5
      allgemeinen Wohngebieten,  2 0,8
      Mischgebieten und 3 1,0
      Ferienhausgebieten 4 und 5 1,1
  6 und mehr 1,2

3.   in besonderen Wohngebieten 1 0,5
  2 0,8
  3 1,1
  4 und 5 1,4
  6 und mehr 1,6

4. in Dorfgebieten 1 0,5
  2 und mehr 0,8

5. in Kern-, Gewerbe- und 1 1,0
Industriegebieten 2 1,6

  3 2,0
  4 und 5 2,2
  6 und mehr 2,4

6. in Wochenendhausgebieten 1 und 2 0,2
(Tabelle 1)
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Öffentlicher Teil

Ausschussvorlagen

Fortschreibung Vergabe von 
Planungsleistungen – Sanierung 
Flohburg Stadtmuseum
Vorlage: AV/1262/2009

Der Vergabeausschuss der Stadt 
Nordhausen beschließt:

Die Planungsleistungen an die 
nachfolgenden Büros zu vergeben.

1. Architekturbüro Gerboth, 
Hamma
(bereits nach Stadtratsbeschluss 
BV/1046/2008 beauftragt)
Alt- und Neubau einschließlich 
Raumbildenden Ausbau
Leistungsphasen 1 bis 5  
Honorar brutto 206 T€

2. Büro Oeller, Hamma
Brandschutzkonzept sowie Aus-
schreibung Vergabe
Bauüberwachung Leistungsphasen 
6  bis 9   
Honorar brutto 194 T€

3. NDH-Bauplanung, Nordhausen
Tragwerksplanung   
Honorar brutto 115 T€

4. MSR-Gebäudetechnik, 
Holungen
Fachplanung Elt   
Honorar brutto 53 T€

5. Büro G. Srocke, Kehmstedt
HLS-Planung   
Honorar brutto 37 T€

6. Büro für Bauphysik Reinhold, 
Großlohra
Bauphysik    
Honorar brutto 20 T€

Abstimmungsergebnis:
Zustimmung: 6
Ablehnung: 0
Enthaltung: 0

Vergabe von Planungsleistungen 
– Energetische Sanierung Turn-
halle Käthe-Kollwitz-Schule
Vorlage: AV/1263/2009

Der Vergabeausschuss der Stadt 
Nordhausen beschließt:

Beschlüsse vom Vergabeausschuss am 26.05.2009  

Den Planungsauftrag für die Ob-
jektplanung, Tragwerksplanung und 
EnEV 2007 (Energiesparverord-
nung) an das Büro arko bauplanung 
GmbH, Nordhausen zu vergeben.

Die Fachplanungen Elektro werden 
an das Büro Hartung, Nordhausen 
(6 T€) und Heizung, Lüftung, Sani-
tär an das Büro Vopel Haustechnik, 
Nordhausen (9 T€) vergeben.

Abstimmungsergebnis:
Zustimmung: 6
Ablehnung: 0
Enthaltung: 0

Vergabe von Planungsleistungen 
– Sanierung Gutshaus Bielen als 
Kindertagesstätte
Vorlage: AV/1266/2009

Der Vergabeausschuss der Stadt 
Nordhausen beschließt:

Die Planungsleistungen wie folgt zu 
vergeben:

Büro Gerboth, Hamma
Objektplanung
- Leistungsunfang: 83 T€

arko bauplanung GmbH, 
Nordhausen
Tragswerksplanung
- Leistungsumfang: 23 T€

Ingenieurbüro für technische 
Gesamtplanung, Kehmstedt
Heizung, Lüftung, Sanitär
- Leistungsumfang: 27 T€

Büro Hartung, Nordhausen
Elektroplanung
- Leistungsumfang: 19 T€

Abstimmungsergebnis:
Zustimmung: 5
Ablehnung: 0, Enthaltung: 1

Vergabe von Planungsleistungen 
– Energetische Sanierung Grund- 
und Regelschule Ost
Vorlage: AV/1267/2009

Der Vergabeausschuss der Stadt 
Nordhausen beschließt:

Den Planungsauftrag für die Ob-
jektplanung, Tragwerksplanung und 
EnEV 2007 (Energiesparverord-

nung) an das Büro arko bauplanung 
GmbH, Nordhausen, Riemannstra-
ße 1 in Höhe von 32.800,00 EUR zu 
vergeben.

Abstimmungsergebnis:
Zustimmung: 6
Ablehnung: 0
Enthaltung: 0

Vergabe von Bauleistungen Pap-
pelweg - Los 1 Wegebau und Los 
2 Garten- und Landschaftsbau
Vorlage: AV/1268/2009

Der Vergabeausschuss der Stadt 
Nordhausen beschließt:

Den Auftrag zum Neubau des Pap-
pelweges in Nordhausen-Ost, Ver-
gabe-Nr. 63/65/2009, mit einer Auf-
tragssumme von 292.675,30 EUR 
an die Firma Henning GmbH aus 
Urbach, Rasenweg 1 a zu erteilen.

Abstimmungsergebnis:
Zustimmung: 6
Ablehnung: 0 
Enthaltung: 0

Nichtöffentlicher Teil

Ausschussvorlagen

Vorlage: AV/1264/2009

Abstimmungsergebnis:
Zustimmung: 6
Ablehnung: 0 
Enthaltung: 0

nicht in vollem Umfang entstanden 
ist, Vorausleistungen bis zur Höhe 
des voraussichtlichen Erschlie-
ßungsbeitrages erheben.  

§ 17 Ablösung des Erschließungs-
beitrages

Der Erschließungsbeitrag kann ab-
gelöst werden. Der Ablösungsbe-
trag richtet sich nach der Höhe des 
voraussichtlichen Erschließungsbei-
trages. Ein Rechtsanspruch auf Ab-
lösung besteht nicht.

§ 18 Anwendung des Thüringer 
Kommunalabgabengesetzes

Soweit gesetzlich nichts anderes be-
stimmt ist, gelten für die Erhebung 
von Erschließungsbeiträgen im Übri-
gen die §§ 2 bis 4 und 15 bis 21 des 
Thüringer Kommunalabgabengeset-
zes (§ 1 Abs. 3 ThürKAG).

§ 19 Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tage nach ih-
rer Bekanntmachung in Kraft.

Nordhausen, den 16. Dezember 
2008

W. Heim, Verbandsvorsitzender

Ausfertigungsvermerk

Die Übereinstimmung des Sat-
zungstextes mit dem Willen des Pla-
nungsverbandes „Industriegebiet 
Goldene Aue“ Windehausen sowie 
die Einhaltung des gesetzlich vor-
geschriebenen Satzungsverfahrens 
werden bekundet.

Beschluss- und 
Genehmigungsverfahren

Mit Beschluss Nr. 10/2008 vom 16. 
Dezember 2008 hat der Planungs-
verband „Industriegebiet Golde-
ne Aue“ Windehausen die Erschlie-
ßungsbeitragssatzung beschlossen. 
Die Kommunalaufsicht des Landrat-
samtes Nordhausen hat mit Schrei-
ben vom 23.02.2009 den Eingang 
der Satzung bestätigt und der öf-
fentlichen Bekanntmachung zuge-
stimmt.

Nordhausen, den 08. Juni 2009

W. Heim, Verbandsvorsitzender

Die Erschließungsbeitragssatzung 
des Planungsverbandes „Indus-
triegebiet Goldene Aue“ Winde-
hausen wurde im Amtsblatt des 
Landkreises Nordhausen am Harz 
Nr. 16/2009 am 24.06.2009 veröf-
fentlicht. 

Termine 
Hauptausschuß- 
und Stadtratssitzung:

Die nächste Sitzung 
des Hauptausschusses 

-
ber 2009 und die des 
Stadtrates am 16. Sep-
tember 2009 statt.


